


Textliche Festsetzungen

zum Bebauungsplan Nr. 6 -Holzheim-

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 06.10.1972 Es gilt die BauNVO 1962

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind außer den zur Bebauung mit Garagen aus-
drücklich gekennzeichneten Flächen ( § 12(2) BauNVO ) keine weiteren Garagen und andere Anlagen 
im Sinne des § 14 (1) BauNVO zugelassen.

Kellergaragen sind in allen Gebieten außer „C“ nicht zugelassen.
Garagenausfahrten auf die Büttger Straße sind nicht zulässig. Die entsprechende Darstellung im Plan 
ist zu beachten.

Nebenanlagen gemäß § 14 (2) BauNVO können jedoch nach Abstimmung mit den Versorgungs-
trägern als Ausnahme zugelassen werden.

Notwendige Transformatorenstationen dürfen jedoch nur in unmittelbarem Anschluß an Garagen vor-
gesehen werden. Sie müssen sich in Form und Farbe diesen angleichen. Lediglich Kompaktstationen 
dürfen direkt an die Straßenbegrenzungslinie gesetzt werden.

Die Traufhöhe darf bei eingeschossigen Wohngebäuden 3,50 m, bei zweigeschossigen Wohnge-
bäuden 6,25 m über fertiger Straßenkrone nicht übersteigen. Oberkante Erdgeschoßfußboden darf 
nicht höher als 30 cm über fertiger Straßenkrone liegen.

Die Dächer der ein- und zweigeschossigen Gebäude sollen in altfarbenen oder grau-schwarzen 
Pfannen eingedeckt werden. Bei diesen Gebäuden sind nur Satteldächer erlaubt. Die Dachneigung 
mit einer Neigungstoleranz von +/- 5% und die Firstrichtung sind im Plan festgelegt.

Fenster und Dachantennen sind zur Straßenseite nicht zugelassen.

Die Außenflächen der Gebäude sind zu 70% in Blendmauerwerk auszuführen. Die Restflächen 
können in Putz gestaltet werden. Es ist gestattet, die Außenflächen des im Gebiet „C“ zu errichtenden 
Gebäudes in Waschbeton auszuführen.

Müllkästen sind in Schränken oder in geschlossenen Räumen unauffällig einzubauen und gegen 
Sonneneinwirkung abzuschirmen.

Vorgärten sind gebietsweise einheitlich als Ziergärten anzulegen und nur mit niedrig wachsenden 
Gehölzen zu bepflanzen. Die Vorgärten sind durch Rasenkantsteine von den öffentlichen Verkehrs-
flächen zu trennen.

Mauern sind als Grundstückseinfriedigung nicht zugelassen. Innerhalb der Reihenhausbebauung ist 
die Einfriedigung einheitlich zu gestalten bzw. aufeinander abzustimmen. Die Grundstücke dürfen an 
ihren Zwischengrenzen von der Baulinie bzw. vorderen Baugrenze bis zur Straßenbegrenzungslinie 
nicht eingefriedigt werden.

An Straßenkreuzungen und –einmündungen ist eine sichtbehindernde Bepflanzung über 50 cm nicht 
gestattet.

Öffentliche Grün- und Spielplätze sind an ihren Abgrenzungen mit mittelhochstämmigen Bäumen und 
Buschwerk zu gestalten. Diese Bepflanzung gilt speziell für den im Plan besonders ausgewiesenen 
3,00 m breiten Streifen im Bereich des an das Gebiet „K“ angrenzenden Spielplatzes, der vorwiegend 
immergrüne Hölzer erhalten muß.

Die private Grünfläche zwischen Gebiet „G“ und Garagenhof ist ebenfalls mit mittelhochstämmigen 
Bäumen und Buschwerk zu bepflanzen.


